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Stellungnahme zum Diskussionspapier zum „Verfahren zur Festlegung der Allgemeinen 

Netzentgeltsystematik Strom (AgNes) [GBK-25-01-1#3]“ der Bundesnetzagentur 

(BNetzA) vom Mai 2025 
Berlin, 30. Juni 2025 

Allgemeine Anmerkungen 
Mit Vorlage des Diskussionspapiers zur Rahmenfestlegung der Allgemeinen Netzentgeltsystematik 

startet die BNetzA den Prozess zur Entwicklung einer entsprechenden Festlegung. Hintergrund ist das 

Auslaufen der Stromnetzentgeltverordnung (StromNEV) zum 31.12.2028 sowie deren Ersatz durch 

eine oder mehrere Festlegung(en) der BNetzA. Ziel des vorgelegten Papiers ist es, Herausforderungen, 

Ziele und Handlungsoptionen einer Neugestaltung der Netzentgeltsystematik aufzuzeigen und eine 

Grundlage für deren Diskussion mit relevanten Stakeholdern zu schaffen. Darauf aufbauend sollen ver-

tiefende Analysen und die weitere Ausarbeitung der Festlegung erfolgen. Germanwatch begrüßt die 

frühzeitige Einbindung von Stakeholdern zur Diskussion über die Veröffentlichung und Konsultation 

des Diskussionspapiers ausdrücklich.   

Eingangs legt das Diskussionspapier die Herausforderungen der Neuordnung der Netzentgelte in der 
Energiewende schlüssig dar: infolge des Anstiegs dezentraler Einspeisung aus Erneuerbaren Energien 
(EE) steigt die Volatilität der Stromversorgung. Parallel steigt der Strombedarf im Zuge der Elektrifizie-
rung industrieller und dezentraler Verbräuche. Sowohl Verbrauch als auch Erzeugung fallen dabei je-
weils zunehmend gleichzeitig an, wodurch die Spitzenlast im Netz absehbar zunimmt. In der Folge stei-
gen neben dem Bedarf an Investitionen in die Netzinfrastruktur auch Anforderungen an die Koordinie-
rung von Verbrauch und Erzeugung sowie das Niveau der zur Finanzierung des Stromnetzes erhobenen 
Netzentgelte. Der Anstieg der Netzentgelte wird verstärkt durch den Trend zur Eigenversorgung, wel-
che es Prosumer:innen im aktuellen System ermöglicht, entnahmegebundene Netzentgelte zu vermei-
den, ohne die Kosten des Netzes maßgeblich zu senken (Stichwort: Entsolidarisierung). Der Netzent-
geltsystematik kommt daher neben der Finanzierungsfunktion zunehmend auch eine Anreiz- und Ver-
teilungsfunktion zu. 

Germanwatch teilt die angeführte Einschätzung der BNetzA zu den Herausforderungen einer Neure-

gelung und begrüßt die Diskussion von Handlungsoptionen. Insbesondere der Umstand, dass die Ver-

teilungseffekte der Netzentgeltstruktur sowie mögliche Mehrbelastungen für Netznutzer:innen infolge 

einer Reform explizit anerkannt und diskutiert werden, ist vor dem Hintergrund steigender Netzent-

gelte zu begrüßen. Hervorzuheben sind in diesem Zusammenhang die Implikationen einer Neuge-

staltung der Allgemeinen Netzentgeltsystematik für die gesellschaftliche Akzeptanz der Energie-

wende und die Elektrifizierung von Verbräuchen, welche maßgeblich von den Kosten der Stromver-

sorgung sowie deren Verteilung bestimmt werden. Die vorhandene abstrakte Akzeptanz der Energie-

wende hängt im Konkreten maßgeblich davon ab, dass sie als wirkungsvoll, fair und bezahlbar wahr-

genommen wird.  

Hingegen wird die elementare Bedeutung des ambitionierten Ausbaus der Stromnetze für das Errei-

chen der Klimaneutralität nur ansatzweise diskutiert. Germanwatch betont diesbezüglich die Anreiz-

wirkung der Netzentgeltsystematik für den EE-Ausbau und das Heben von Flexibilitätspotenzialen, 

welche zum Erreichen der Klimaziele unerlässlich sind.   

Mit Blick auf die von der BNetzA skizzierten Ziele einer Neuregelung ergeben sich Zielkonflikte und 

somit die Notwendigkeit zur Abwägung der Prioritäten einer Reform. Diesbezüglich hebt German-

watch insbesondere folgende Aspekte hervor:  
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 Finanzierungsbeteiligung: Germanwatch begrüßt die Darstellung der BNetzA, dass die Kostenre-

flexivität der Netzentgeltsystematik von wesentlicher Bedeutung ist: die Höhe der Netzentgelte 

sollte sich grundsätzlich an der Höhe der durch die Netznutzung verursachten Kosten orientieren. 

Dazu zählt neben entsprechenden Entlastungen für netzdienliches Verhalten auch, dass Netznut-

zer:innen, welche sich bislang nicht angemessen an der Refinanzierung der Netzkosten beteiligen, 

(ggf. schrittweise) steigende Netzentgelte zahlen. So können alle Netznutzer:innen die Auswirkun-

gen von Verbrauchs- und Investitionsentscheidungen auf das Stromnetz ‚einpreisen‘. Negative 

Auswirkungen auf Investitionen in EE und die Elektrifizierung gilt es dabei zu minimieren. Darüber 

hinaus sollte eine Finanzierungsbeteiligung im Sinne des Verbraucherschutzes so erfolgen, dass die 

Bezahlbarkeit der Energieversorgung insbesondere für private Haushalte jederzeit gesichert ist, 

auch für die ärmere Hälfte der Bevölkerung. Dahingehend können auch politische Ausgleichsmaß-

nahmen sinnvoll sein, um die Kostenreflexivität der Netzentgelte zu wahren.   

 Anreizfunktion: Ein wesentliches Ziel der Netzentgeltstruktur sollte es sein, Preissignale für netz-

dienliches Verhalten zu setzen. Dies kann dann gelingen, wenn die Netzentgelte zunehmend kos-

tenreflexiv ausgestaltet werden und somit die Knappheit der Ressource Stromnetz widerspiegeln. 

Durch die effiziente Nutzung bestehender Infrastruktur lassen sich so Engpässe und stellenweise 

der physische Ausbau des Stromnetzes vermeiden. In Kombination mit dem Strompreis entstehen 

so Anreize für ein systemdienliches, d.h. systemkostensenkendes Verhalten - in Bezug auf Strom-

nachfrage, Speicher und andere Flexiblitätsoptionen - das die Strompreise für alle Verbraucher:in-

nen senkt. Wichtig ist, dass Preissignale nicht die Kostentragfähigkeit der Netzentgelte untergra-

ben, weder für Wirtschaft noch für private Haushalte. 

 Kostenorientierung: Richtig ist, dass die allgemeinen Netzentgelte ausschließlich der Finanzierung 

der tatsächlich notwendigen Netzkosten, die für die Umsetzung der Klimaziele und Energiesicher-

heit notwendig sind, dienen sollten. Jeglicher Privilegierung bei der Finanzierungsbeteiligung muss 

entsprechend ein klarer, netzwirtschaftlicher Zweck zugrunde liegen. Anderweitige politische Ziele 

sind außerhalb der Netzentgelte zu verfolgen und zu finanzieren. Dies gilt insbesondere, da Privi-

legierungen einzelner Netznutzer:innen(-Gruppen) finanzielle Mehrbelastungen der übrigen Netz-

nutzer:innen zur Folge haben und so negative Auswirkungen auf die gesellschaftliche Akzeptanz 

riskieren.  

 Umsetzbarkeit: Wie die BNetzA richtig darstellt, ist die Umsetzbarkeit eine notwendige, jedoch 

keine hinreichende Bedingung für eine Neuordnung der Netzentgeltsystematik. Herausforderun-

gen bei der Umsetzung, z.B. im Bereich der Digitalisierung und Automatisierung der Verteilnetze, 

sollten dabei kein Grund für das Ausbleiben grundsätzlich sinnvoller Reformen sein. Vielmehr gilt 

es, zentrale Herausforderungen zu identifizieren und durch Reformen (u.a. der ARegV) sowie poli-

tische Begleitmaßnahmen (bspw. zur Förderung des überfälligen Smart-Meter-Rollouts) zu adres-

sieren. Von zentraler Bedeutung für die gesellschaftliche Akzeptanz ist darüber hinaus die Trans-

parenz der Netzentgeltsystematik aus Perspektive der Netznutzer:innen. Netzentgetlkomponten-

ten sowie Ausnahmeregelungen sollten daher bestmöglich limitiert werden.  

Germanwatch betont, dass jede Reform vorausschauend, d.h. mit Blick auf die Anforderungen der 

Energiewende in den 2030er und 2040er Jahren, erfolgen sollte. Auch daher sollten kurzfristige Trans-

aktionskosten nicht per se ein Ausschlusskriterium für die Umsetzung energiewendeförderlicher 

Netzentgeltreformen sein, zumindest so lange die Kostentragfähigkeit für Verbraucher:innen gewahrt 

bleibt. Vielmehr sind die Gesamtkosten (einschließlich der vermiedenen Kosten durch eine zügige 

Energiewende) als Maßstab zugrundezulegen. 
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Zu den Anpassungsoptionen 
Im Folgenden werden jeweils zentrale Erwägungen zu den genannten Anpassungsoptionen skizziert.  

1. Dynamische Netzentgelte 

Die graduelle Einführung zeitlich und örtlich variabler Netzentgelte können eine optimale Auslastung 

der bestehenden Infrastruktur anreizen und somit die Kosten im Betrieb sowie den notwendigen 

Netzausbau begrenzen. Während die Ausweitung bestehender, statisch variabler Netzentgeltmodelle 

auf Basis des §14a EnWG kurzfristig sinnvoll sein kann, um Lastspitzen durch neue Verbrauchseinrich-

tungen (Wärmepumpen, E-Autos) zu glätten, erscheint langfristig die Umsetzung volldynamischer 

Netzentgelte als geeigneter Weg, um netzdienliche Flexibilität flächendeckend anzureizen. Die dafür 

notwenigen Daten und IT-Systeme sind entsprechend bereitzustellen. Um die hohen Fixkosten der 

Netzinfrastruktur zu decken, könnten dynamische Arbeitspreise mit Kapazitätspreisen kombiniert wer-

den. Diese sollten Preissignale aus dynamischen Arbeitspreisen möglichst wenig beeinflussen und ent-

sprechend nur einen geringen Anteil des Entgeltvolumens ausmachen1.  

Wichtig ist, dass dynamische Netzentgelte nicht zu einer finanziellen Überforderungen von Verbrau-

cher:innen ohne Flexibilisierungspotenzial führen. Dazu zählen insbesondere private Haushalte ohne 

die Möglichkeit zur Installation flexibler Verbrauchseinrichtungen, deren Verbrauch tendenziell in Zei-

ten möglicher Hochpreiszeitfenster fällt. Ansatzpunkt für eine sozial ausgewogene Ausgestaltung 

könnten hier soziale Ausgleichsregelungen für ergänzende Entgeltkomponenten sein, z.B. ein sozial 

differenziertes Kapazitätsentgelt. Dieses sollte so ausgestaltet werden, dass der Anreiz zu Flexibilität 

nicht untergraben wird.  

2. Netzentgeltkomponenten 

Hinsichtlich der diskutierten Entgeltkomponenten bewertet Germanwatch die Ausweitung von 

Grundpreisen in der Niederspannung entschieden negativ. Diese stellen zwar einen geeigneten Weg 

dar, der Entsolidarisierung von Netznutzer:innen mit steigenden Eigenverbrauchsanteilen zu begeg-

nen, insofern sie die strukturbedingten Kosten der Netznutzung unabhängig von der Entnahme wider-

spiegeln. Jedoch führen sie bei Haushalten mit geringen Verbräuchen tendenziell zu höheren spezifi-

schen Kosten, während Haushalte mit hohen Verbräuchen aufgrund geringerer Arbeitspreise tenden-

ziell entlastet werden2. Da ein Grundpreis unabhängig von der Entnahme oder der Größe des individu-

ellen Anschlusses erhoben wird, mindert er außerdem Anreize für energieeffizientes bzw. (unter der 

Annahme der Einführung dynamischer Netzentgelte) netzdienliches Verhalten.  

Demgegenüber scheint die Einführung von Kapazitätspreisen in Kombination mit dynamischen Ar-

beitspreisen besser geeignet, um die Finanzierungsbasis der Netzentgelte zu verbreitern. Da sich die 

Höhe der Entgeltzahlung anders als beim Grundpreis hier nach der individuellen Anschlusskapazität 

richtet, werden kleine Verbraucher:innen in geringerem Umfang belastet, Umgekehrtes gilt für grö-

ßere Verbraucher:innen. Gleichzeitig werden Prosumer:innen verursachergerecht bepreist, denn auch 

hier richtet sich die Höhe der Zahlung an der benötigten Residualkapazität bzw. an den Grenzkosten 

des verbliebenen Netzbezugs. Problematischer Weise können Kapazitätsentgelte die Flexibilität von 

                                                           
1Vgl. https://freidok.uni-freiburg.de/data/265452 (Zuletzt besucht: 30.06.2025) 
2 Vgl. https://www.agora-energiewende.de/fileadmin/Projekte/2014/transparente-energiewirt-
schaft/Agora_RAP_Netzentgelte_2018_WEB.pdf (Zuletzt besucht: 30.06.2025) 

https://freidok.uni-freiburg.de/data/265452
https://www.agora-energiewende.de/fileadmin/Projekte/2014/transparente-energiewirtschaft/Agora_RAP_Netzentgelte_2018_WEB.pdf
https://www.agora-energiewende.de/fileadmin/Projekte/2014/transparente-energiewirtschaft/Agora_RAP_Netzentgelte_2018_WEB.pdf
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Netznutzer:innen hemmen, wenn diese ihren Verbrauch derart optimieren, dass die gebuchte An-

schlusskapazität möglichst minimiert bzw. nicht überschritten wird. Eine mögliche Lösung ist es, Kapa-

zitätsüberschreitung in Zeiten ausreichender Netzkapazität nicht zu pönalisieren.  

3. Bundeseinheitliche Netzentgelte 

Schon bei der Konsultation des Eckpunktepapiers zur Verteilung der Mehrkosten aus der Integration 

EE im Januar 2024 hat sich Germanwatch für die Prüfung einer Einführung bundeseinheitlicher Netz-

entgelte ausgesprochen3. Die Festlegung der BNetzA zum Ausgleich von Mehrkosten aus der Integra-

tion von Erneuerbare-Energien-Anlagen in das Stromnetz4 kann diesbezüglich als Schritt in Richtung 

einer sachgerechten Verteilung der EE-Integrationskosten bewertet werden. Nach Einschätzung des 

Öko-Instituts und der Stiftung Umweltenergierecht würde eine weitere Vereinheitlichung trotz des 

Umsetzungsaufwands helfen, die asymmetrische und nicht kostenreflexive Netzentgeltbelastung von 

Verbraucher:innen in verschiedenen Netzgebieten abzubauen und die Konformität der deutschen 

Netzentgeltsystematik mit dem Europarecht steigern. Auch könnten einheitliche Netzentgelte eine ge-

eignete Basis zur Einführung zeitvariabler Netzentgelte darstellen5. 

Vor allem vor dem Hintergrund möglicher sozialer Verwerfungen infolge strukturell nicht zu rechtfer-

tigender Unterschiede zwischen den Entgeltniveaus in verschiedenen Netzgebieten erscheint die Ein-

führung im Sinne der Transparenz der Netzentgeltsystematik sowie der gesellschaftlichen Akzeptanz 

der Energiewende weiterhin sinnvoll. 

 

4. Einspeiseentgelte / Baukostenzuschüsse 

Vorschläge zur Einführung von Netzentgelten für Erzeuger:innen sind aus Perspektive von German-

watch theoretisch bedenkenswert, in der Praxis jedoch mit prohibitiven Risiken verbunden. Richtig 

ist, dass die Einführung die Kostenreflexivität der Netzentgeltsystematik insbesondere in einspeisedo-

minierten Netzen steigern würde, insofern auch Erzeuger:innen – und nicht wie bislang nur Verbrau-

cher:innen – an den Netzkosten beteiligt würden. Auch würde ein Anreiz geschaffen, neue Anlagen 

dort zu errichten, wo zusätzliche Einspeisung tendenziell netzdienlich wäre.  

Gleichzeitig gehen mit der Einführung erhebliche Risiken einher. Insbesondere droht die Einführung, 

die Wirtschaftlichkeit von Investitionen in neue EE-Kapazitäten zu unterminieren, insofern zu ent-

richtende Entgelte erzielbare Margen reduzieren würden. Der BDEW weist in diesem Zusammenhang 

darauf hin, dass so das Erreichen der EE-Ausbauziele erschwert würde6. Auch ist unklar, inwiefern die 

Beteiligung von Erzeuger:innen an den Netzentgelten tatsächlich zu einer Kostensenkung für Verbrau-

cher:innen oder lediglich eine Verlagerung von Kosten in andere Posten (z.B. Spotpreis, EEG-Förde-

rung) führen würde. Unklar ist darüber hinaus, wie mit Bestandsanlagen zu verfahren ist. Sollen diese 

ebenfalls Einspeiseentgelte zahlen, so droht dies ehemals wirtschaftliche Investitionen schlagartig un-

wirtschaftlich zu machen, während eine Ausnahme den Wettbewerb mit Neuanlagen verzerren würde. 

                                                           
3 Vgl. https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/1_GZ/BK8-GZ/2024/2024_4-Steller/BK8-24-
0001/Stellungnahmen_zum_Eckpunktepapier/Germanwatch_Stellungnahme.pdf?__blob=publicationFile&v=1 
(Zuletzt besucht: 30.06.2025) 
4 Vgl. https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/1_GZ/BK8-GZ/2024/2024_4-Steller/BK8-24-
0001/BK8-24-0001-A_Festlegung_Download_BF.pdf?__blob=publicationFile&v=3 (Zuletzt besucht: 30.06.2025) 
5 Vgl. https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/11850/publikationen/51_2024_cc_netz-
entgelte_0.pdf (Zuletzt besucht: 30.06.2025) 
6 Vgl. https://www.bdew.de/media/documents/2025-05-05_BDEW-Diskussionspapier_%C3%9Cberlegun-
gen_zur_Weiterentwicklung_der_Netze_rxrYwt9.pdf (Zuletzt besucht: 30.06.2025) 

https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/1_GZ/BK8-GZ/2024/2024_4-Steller/BK8-24-0001/Stellungnahmen_zum_Eckpunktepapier/Germanwatch_Stellungnahme.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/1_GZ/BK8-GZ/2024/2024_4-Steller/BK8-24-0001/Stellungnahmen_zum_Eckpunktepapier/Germanwatch_Stellungnahme.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/1_GZ/BK8-GZ/2024/2024_4-Steller/BK8-24-0001/BK8-24-0001-A_Festlegung_Download_BF.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/1_GZ/BK8-GZ/2024/2024_4-Steller/BK8-24-0001/BK8-24-0001-A_Festlegung_Download_BF.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/11850/publikationen/51_2024_cc_netzentgelte_0.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/11850/publikationen/51_2024_cc_netzentgelte_0.pdf
https://www.bdew.de/media/documents/2025-05-05_BDEW-Diskussionspapier_%C3%9Cberlegungen_zur_Weiterentwicklung_der_Netze_rxrYwt9.pdf
https://www.bdew.de/media/documents/2025-05-05_BDEW-Diskussionspapier_%C3%9Cberlegungen_zur_Weiterentwicklung_der_Netze_rxrYwt9.pdf
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Letztlich könnte nur ein Bruchteil von Investor:innen auf das Signal zur Standortsteuerung eingehen. 

Ausgenommen wären hier u.a. private Haushalte und Bürger:innenenergieprojekte, wodurch auch ein 

Risiko für die gesellschaftliche Teilhabe entsteht. Inwiefern eine geschickte Gestaltung eines  Baukos-

tenzuschusses eine geeignete Alternative ist, um Allokationssignale zu senden, gilt es zu diskutieren. 

Zusammenfassend spricht sich Germanwatch aufgrund der Risiken für den EE-Ausbau, der unklaren 

Steuerungs- und Preiseffekte sowie wegen der hohen Transaktionskosten und der damit verbundenen 

Gefahren für die gesellschaftliche Akzeptanz gegen die Einführung von Einspeiseentgelten aus.  
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